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Europarat und Frauenstimmrecht
Der Schweizerische Verband für Frauenstimmrecht hat an seiner

gut besuchten ausserordentlichen Delegiertenversammlung vom 2. De-
zember 1962 in Bern den Bericht des Bundesrates über den Beitritt der
Schweiz zum Europarat behandelt. Das Statut des Europarates verpflich-
tet alle Mitgliedstaaten in Art. 3, die Menschenrechte und Grundfrei-
heiten auf alle ihrer Staatsgewalt unterstellten Personen anzuwenden.
Der bundesrätliche Bericht stellt fest, dass das schweizerische Recht mit
dem erwähnten Statut nicht unvereinbar sei. Der Schweizerische Verband
für Frauenstimmrecht kann sich dieser Auffassung nicht anschliessen,
solange den Schweizer Frauen die volle politische Gleichberechtigung
vorenthalten wird, denn jede Diskriminierung aus Gründen des Ge-
schlechtes verstösst gegen die Menschenrechte. Der Verband erwartet
darum, dass alle Schritte unternommen werden, damit den Schweizer
Flauen innert nützlicher Frist die politischen Rechte zuerkannt werden.

Eingabe des Schweiz. Verbandes für Frauenstimmrecht
Wil, den 4. Dezember 1962

Sehr geehrte Herren Präsidenten,
Sehr geehrte Herren Nationalräte,
Sehr geehrte Herren Ständeräte,

In der Dezembersession werden Sie den Bericht des Bundesrates
über die Beziehungen der Schweiz mit dem Europarat behandeln. Darin
stellt der Bundesrat fest — nachdem er die Angelegenheit mit dem' Sek-
retariat des Europarates erörtert hat •—, dass das schweizerische Recht
mit dem Statut des Europarates nicht unvereinbar sei.

Angesichts der Tatsache, dass die Schweizer Frauen heute noch
nicht die volle politische Gleichberechtigung geniessen, können wir diese
Auffassung nicht teilen. Das schweizerische Recht steht insbesondere
nicht mit den Bedingungen des Artikels 3 des Statuts des Europarates in
Einklang, der in den offiziellen Sprachen lautet wie folgt:

„Tout Membre du Conseil de l'Europe reconnaît le principe de la
prééminence du Droit et le priwczpe ew nerte fozrfe penrowwe

xomj ivz /'zmzA'cfe'cvz jowir «iei zAozA /'Aomme e£ z/ei Aèer£é.f
/oM^zzwzeTzte/ei'. Il s'engage à collaborer sincèrement et activement à la
poursuite du but défini au chapitre 1er."

„Every Member of the Council of Europe razzH acce/d the principles
of the rule of law and o/ £&e ew;oyme'«£ èy perron z'fr
<izc£?o« o/ Amw«« rz'gAfc /ree^omi-, and collaborate
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